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Bericht 
 
des Rechtsausschusses über den Gesetzentwurf (Beilage 633), mit dem das Bgld. 
Landes-Polizeistrafgesetz, das Gesetz, mit dem der Bundespolizeidirektion 
Eisenstadt die Besorgung von Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird, 
das Katastrophenhilfegesetz, das Burgenländische Feuerwehrgesetz 1994, das Bgld. 
Veranstaltungsgesetz, das Burgenländische Sozialhilfegesetz  2000 und das 
Burgenländische Lichtspielgesetz 1960 aufgrund der Neustrukturierung der 
Sicherheitsbehörden des Bundes geändert werden – Burgenländisches 
Sicherheitsbehörden-Anpassungsgesetz 2012 (Bgld. SAG 2012) (Zahl 20 - 385) 
(Beilage 650). 
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf mit dem das Bgld. Landes-
Polizeistrafgesetz, das Gesetz, mit dem der Bundespolizeidirektion Eisenstadt die 
Besorgung von Angelegenheiten der Straßenpolizei übertragen wird, das 
Katastrophenhilfegesetz, das Burgenländische Feuerwehrgesetz 1994, das Bgld. 
Veranstaltungsgesetz, das Burgenländische Sozialhilfegesetz  2000 und das 
Burgenländische Lichtspielgesetz 1960 aufgrund der Neustrukturierung der 
Sicherheitsbehörden des Bundes geändert werden – Burgenländisches 
Sicherheitsbehörden-Anpassungsgesetz 2012 (Bgld. SAG 2012) in seiner 20. 
Sitzung am Mittwoch, dem 16. Jänner 2013, beraten. 
 
Landtagsabgeordneter Pongracz wurde zum Berichterstatter gewählt. 
 
Nach seinem Bericht stellte Landtagsabgeordneter Pongracz den Antrag, dem 
Landtag zu empfehlen, dem gegenständlichen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 
 
Bei der anschließenden Abstimmung wurde der Antrag des Berichterstatters ohne 
Wortmeldung einstimmig angenommen. 
 
Der Rechtsausschuss stellt daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf 
mit dem das Bgld. Landes-Polizeistrafgesetz, das Gesetz, mit dem der 
Bundespolizeidirektion Eisenstadt die Besorgung von Angelegenheiten der 
Straßenpolizei übertragen wird, das Katastrophenhilfegesetz, das Burgenländische 
Feuerwehrgesetz 1994, das Bgld. Veranstaltungsgesetz, das Burgenländische 
Sozialhilfegesetz  2000 und das Burgenländische Lichtspielgesetz 1960 aufgrund der 
Neustrukturierung der Sicherheitsbehörden des Bundes geändert werden – 
Burgenländisches Sicherheitsbehörden-Anpassungsgesetz 2012 (Bgld. SAG 2012), 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
 

Eisenstadt, am 16. Jänner 2013 
 

Der Berichterstatter:       Der Obmann: 

Pongracz eh.        Dr. Moser eh. 

 


